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Neoliberale Restrukturierung und die neuen 
Demokratien in Lateinamerika 

1. Einleitung 

Die lateinamerikanischen Dcmokra(ien erwartet in den 90er Jahren eine 
kritische Phase. Die zivilen Regimes, die in den 80cr fahren nach der Ab­
lösung der Militärdiktaturen entstanden sind, haben ein gewisses Maß an 
institutioneller Stabilität und Kcrnsolidicrung erreicht; allerdings sind sie 
immer noch mit schweren ölwnomischcn Problemen konfronticrl. Die Po­
litik des »freien Marktes«, die durch den sogenannten »Konsens von 
Washington«! gefordert wird, hat bescheidene Erfolge bei der Zähmung 
der Hypcrinflation, der Einschränkung öffentlicher Haushaltsdefizite und 
der Erzeugung von Außcnhandclsüberschüsscn gebracht. In den meisten 
lateinamerikanischen Ländern jedoch hat sich das Ziel stabilen und nach­
haltigen Wachstums als fast unerreichbar erwiesen. In der Folge hat ein 
starker Rückgang des Pro-Kopl'-Einkommens in den meisten Ländern die 
Armut verschärft und ohnehin schon krasse Erscheinungen der Ungleich­
heit und der Konzentration von Einkommen und Reichtum noch ver­
schlimmert. Die sehr bescheidene wirtschaftliche Erholung der Region, 
sowie jüngste Ereignisse wie der fehlgeschlagene Militärputsch in Vene­
zuela und die Errichtung einer zivil-militärischen Diktatur in Peru, werfen 
daher beunruhigende Fragen nach den sozialen und polilischen Konse­
quenzen der ncoliberalen Restrukturierung auf. Besondere Beachtung in 
den Analysen der Periode nach dem Übergang verdienen die starke Erosion 
der staatlichen Fähigkeit, die wichtigen makroökonomischen Variablen zu 

Elemente dieses >>Konsensus« sind tut. extensive Refonncn des Staates (Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen, fiskalische Reformen, scharfe Einschnillc bei den kompensato­
rischen So;dalausgaben, die Abschaffung von Subventionen flir den Konsum und für 
»ineffi:dcnte{( Interessen von Pmduzcntcn, usw.); die Hers1ellung )>richtiger Preise{(, wo­
bei die Erhaltung des makroökonomischen Gleichgewichts Vorrnng hat; breit angelegte 
marktorientierte Rcfornicn (Deregulierung und Entmonopollslcnmg des privaten Sektors, 
Flcxibi!isierung des Arbeitsmarktes, usw.); schließlich der wellbewcrbsfiihigc Wiederein­
stieg in die Weltwirtschaft (Liberalisierung des Handels, Förderung ausHindischer Investi­
tionen, usw.). Yg!. Wil!iamson (!990), Malan (]990), Fane!li, Frenke! und Rozcnwurccl 
(1990). 
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steuern, und die problematischen Spannungen zwischen der durch die For­
derungen der Weltwirtschaft verstärkten Logik des Marktes und dem Ver­
langen, die Partizipation der Bevölkerung und die Bürgerrechte über die 
politisch-institutionelle Arena der Wahldemokratie hinaus zu erweitern und 
zu institutionalisieren, 
Vergleichende Analysen der marktorientierten Reformen in Lateinamerika 
haben, was die ökonomische Leistung anbelangt, kaum systematische Dif­
ferenzen zwischen den Regimes ergeben. Allerdings können ein paar Ver­
allgemeinerungen hinsichtlich der Unterschiede bei der Wahl makroöko­
nomischer Strategien gemacht werden. Erstens zeigen politische und öko­
nomische Eliten in konsolidierten Demokratien wie in stabilen autoriWren 
Regimes eine starke Präferenz für »orthodoxe«, marktorientierte Strategien 
der Stabilisierung und Strukturanpassung, wenn sie mit schweren ökono­
mischen Krisen konfrontiert sind. Die Priorität dieser Regimes ist die Um­
setzung eines aufgeputzten Modells der Kapitalakkumulation auf der Basis 
einer wcttbewerbsstärkeren, exportorientierten Eingliederung in die Welt­
wirtschaft. 
Zweitens und im Gegensatz zur Situation in stabilen zivilen und autoritären 
Regimes zeigen die politischen und technokratischen Eliten in nicht kon­
solidierten »Übergangsdemokratien« Lateinamerikas im allgemeinen eine 
Neigung zu »heterodoxen« makroökonomischcn Strategien, um den Pro­
blemen einer starken Auslandsverschuldung, stagnierenden Wachstums 
und dem Risiko einer Hyperinflation zu begegnen. Anstatt den Marktme­
chanismus die Preise »einrenken« zu lassen, sind die um ihre Wählerbasis 
besorgten Politiker und Politikstrategen in den neuen Demokratien stark 
versucht, in der Hoffnung auf eine rasche wirtschaftliche Erholung die 
»sichtbare Hand« eines aktivistischen Staates einzusetzen, ohne tiefe Re­
zessionen und die hohen sozialen Kosten, die normalerweise mit fehlge­
schlagenen orthodoxen Strategien verbunden sind, in Kauf nehmen zu 
müssen (Stallings/Kaufman 1989; Haggard/Kaufman 1990). 
Drittens hat sich, trotz der ernsthaften innovativen Anstrengungen in Län­
dern wie Argentinien, Brasilien und Peru, die Neigung zu heterodoxen 
Strategien seitens der ncuentstandenen demokratischen Regimes als transi­
torisch und vor allem auf die ersten Phasen des Übergangs von miliüiri­
scher zu ziviler Machtausübung beschränkt erwiesen. Die Strategie des 
»heterodoxen Schocks« in den Plänen von Austral, Cruzado und Inti, die 
Mitte der 80er Jahre in Argentinien, Brasilien und Peru implementiert wur­
den, ist aus einer Reihe von Gründen gescheitert, darunter den aphrodisic­
renden Wirkungen, die eine scheinbar »kostenfreie« Anpassung ohne poli­
tisch unpopuläre Maßnahmen wie Rezession, Arbeitslosigkeit und hohe 
Zinsen auf vom Volk gewählte Politiker ausübt. Die zögernde Umsetzung 
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dringender Politikkorrekturen, ganz abgesehen von der Verschiebung »fun­
damentalerer« Reformen, ineins mit schwindender Unterstützung durch die 
Bevölkerung, haben dem »makroökonomischen Populismus« und gefährli­
chen hypcrinflationiiren Episoden Bahn gebrochen, gefolgt durch immer 
härtere Stabilitätsprogrammc, in deren Folge die sozialen Kosten noch hö­
her stiegen (Dornbusch und Edwards 1991). 
Beispielhaft ist die argentinische Erfahrung. Nach dem Abgang der Mili­
tärdiktatur im Jahr 1983 sahen sich Präsidenten mit sozialdemokratischen 
(wie Ralll Alfonsfn von der zentristischen Radikalen Partei) wie populisti­
schen Neigungen (wie der Peronist Carlos Mencm) zunehmend gezwun­
gen, orthodoxe politische Strategien einzusetzen, die auf den antistaatli­
chen Diskurs abgestimmt waren, der sich um die Regierungen Reagans und 
Bushs, die multilateralen Kreditinstitutionen und die internationalen Pri­
vatbanken ausbreitete. Im wesentlichen ähnliche Restrukturierungsprojekte 
wurden auch unter ganz anderen Bedingungen - und mit unterschiedlichem 
Erfolg - in Chile, Mexiko, Bolivien, Ecuador, Peru und Venezuela unter­
nommen. In der gesamten Hemisphäre sind die kurzfristigen Stabilisie­
rungspolitiken der frühen 80er Jahre der Forderung nach tiefgreifenden 
strukturellen Transformationen gewichen, die als Voraussetzungen eines 
marktgetriebenen oder »neoliberalcn« Akkumulationsmodells betrachtet 
wcrden.2 

2. Makroökonomische Logik, kollektive Akteure und Verteilungs-
kämpfc 

Eine kurze, äußerst stilisierte Darstellung der Krisenlogik der lateinameri­
kanischen Makroökonomie und der zugehörigen strategischen Konflikte 
zwischen den wichtigsten kollektiven Akteuren - staatlichen Eliten, Kapital 
und Gewerkschaften - mag dazu beitragen, die Dynamik der 1-Iyperinflation 
und die Verbreitung eines politisch wie rnikroökonornisch spekulativen 
Verhaltens zu erklären, die der drastischen Verengung internationaler wie 
innenpolitischer Handlungsspielräume zugrundeliegen. Es ist diese schein-

2 Zur Enlwick!ung des orthodoxen Denkens in den 80er Jahren s. Kahler ( 1990). S. Cava­
rozzi (1992) für eine scharfsinnige Analyse des Zusammenbruchs der }>S(al\lszentricrten 
Matrix«, der den Strategien des freien Marktes Bahn gebrochen hat. Der Begriff »Neo­
liberalismus~< wird in diesem Artikel eingesetzt, um das Augenmerk auf die heutigen An­
hänger der >)Puristen« der Nachzwanziger (Friedrich l-layck, Ludwig von Mises, Wilhelm 
Röpke) zu lenken, die libr:r die Verteidigung ausgeglichener Budgets, nichtregulierter 
Miirkte und Angriffe auf stnatliche Intervention hinausgehen und die schädlichen Auswir­
kungen der staatlichen Verfilzung mit monopolistischen und oligopolistischen Interessen 
im privaten Sektor und mit der organisierten Arbcilcrschaft kritisieren. Für eine eingehen­
de Diskussion vgl. Nylen (1992). 
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bar unausweichliche Verengung des Entscheidungsspielraums, der Regie­
rungen unterschiedlicher ideologischer Färbung dazu zwingt, auf neolibe­
rale Restrukturierungsprojekte zu setzen.3 Diese Exkurse mögen auch et­
was Licht auf die Schwierigkeiten und Handlungsschranken werfen, die 
solche Projekte für Parteien, Basisbewegungen und andere politische Kräf­
te bilden, die für die Konsolidierung der neuen Demokratien und eine brei­
tere und tiefere Partizipation der Bevölkerung arbeiten. 
In vielen lateinamerikanischen Ländern hat die Schuldenkrise zu einem 
perversen Prozeß wirtschaftlicher Desartikulation, besonders im industri­
ellen Sektor, geführt. Diese Desarlikulation der produktiven Struktur hat 
die ohnehin schon schwerwiegenden Probleme der Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung noch verschärft und das phänomenale Wachsturn des 
sogenannten »informellen« Sektors stark beschleunigt. Während des »ver­
lorenen Jahrzehnts« der 80er Jahre brach das Pro-Kopf-Einkommen (allen 
voran die Rückgänge in Argentinien, Venezuela und Bolivien um etwa 
25%) auf ein Niveau herunter, das man vor fünfzehn oder zwanzig Jahren 
erreicht hatte; der Statistik der Vereinten Nationen zufolge ist Armut ge­
genwärtig das Schicksal von 40% der Lateinamerikaner. In vielen Ländern 
hat ein scharfer Rückgang der Sparquote und der öffentlichen und privaten 
Investitionen die Fähigkeit stark eingeschränkt, beim schwindelerregenden 
technologischen Fortschritt mitzuhalten, der anderswo in der Weltwirt­
schaft stattfindet. Diese durchgängigen sozialen und wirtschaftlichen Ver­
änderungen hängen eng mit dem Prozeß der externen Anpassung zusam­
men - u.a. mit massiver Kapitalflucht und dem darauf folgenden Netto­
transfer von Kapital (durchschnittlich 25-30 Mrd.$ p.a.) während der 80er 
Jahre (Frenkel und Rozenwurccl 1989). 
Trotz der großen Handelsüberschüsse, die durch den Anpassungsprozeß er­
zeugt wurden, gibt es weiterhin Zahlungsbilanzdefizite, die zu einer fortge­
setzten Akkumulation von Auslandsschulden führen. Kompliziert wurde 
diese Situation häufig durch den relativ geringen Zufluß von ausländi­
schem Kapital, durch den Rückgang der Warenpreise auf dem Weltmarkt 
und in vielen Ländern durch die fortgesetzte Kapitalflucht nach Übersee. 
Unter starkem Druck der Gläubigerbanken, des Internationalen Währungs­
fonds und der Regierungen entwickelter Länder hat der Staat selbst diesen 
Kapitaltransfer finanziert, indem er die Verantwortung für die Tilgung des 
Großteils der Auslandsschulden übernommen hal, einschließlich der ur­
sprünglich im privaten Sektor gemachten Schulden. Viele Regierungen ha-

3 Für hervorragende vergleichende Analysen der Faktoren, die eine Verschiebung der öko­
nomischen Strategien veranlassen, vgL Gourcvitch { ! 986); Gercffi und Wyman (1990); 
Haggard { 1990). 
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ben damit zu ihrer eigenen Kapitalauszehrung und der damit verbundenen 
Finanzkrise des Staates beigetragen. 
Diese Entschuldung einheimischer Investoren und der gigantische Kapital­
transfer zu internationalen Banken und multilateralen Institutionen wie der 
Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds, führte zusammen mit 
einer unkontrollierten monetären Expansion im Inland zu einer schweren 
Finanzkrise des Staates, so daß sich die Regierungen gezwungen sahen, 
kurzfristige Anleihen mit sehr hohen Realzinssätzen aufzunehmen (Car­
ciofi 1990). Auf der anderen Seite führten extrem hohe Zinssätze und 
schnelle Fluktuationen des Realeinkommens verschiedener Klassen und 
Sektoren der Bevölkerung zu Arbeitslosigkeit und Rezession, zu einem 
verschärften Inflationsdruck und andauernder makroökonomischer Instabi­
lität. Eine hohe Inflation - und deren Beschleunigung in wichtigen kon­
junkturellen Phasen - in Argentinien, Brasilien, Bolivien, Peru und anders­
wo, ist jedoch nicht allein die Folge ökonomischer Faktoren. Viele Politi­
ker, Politikstrategen und große Parteien haben systematisch versucht, die 
politischen Kosten, die mit den für den Stopp der Inflationsspirale notwen­
digen sozialen Opfern verbunden sind, ganz zu vermeiden oder zumindest 
1/.,u verschieben. Desgleichen ist der Widerstand städtischer Unternehmer, 
landwirtschaftlicher Interessen, der Mittelklassen und der organisierten Ar­
beiterschaft gegen Kürzungen ihres Realeinkommens ein wesentlicher Fak­
tor für die anhaltende Inflation und eine vorrangige Ursache ihrer Be­
schleunigung. 
Dieses Tauziehen läßt eine »Inflationskultur~< entstehen, die die meisten 
Bürger, unabhängig von ihrer sozialen Klasse und wirtschaftlichen Stel­
lung, dazu veranlasst, sich in der rationalen Erwartung einer entweder hoch 
bleibenden oder noch steigenden lnflation defensiv zu verhalten. 4 Das ver­
bissene Streben nach kurzfristigen Profiten prägt das mikr()ökonomische 
Verhalten von Firmen, öffentlichen Unternehmen, Gewerkschaften und 
einzelnen Sparern und Investoren, die damit ein außerordentlich hohes 
Maß an Verteilungskonflikten erzeugen. Während der Staat finanziell 
praktisch kollabierte, wurde der Markt zum Hauptmechanis1nus der Allo­
kation von Einkommen und der Regulation grundlegender gesellschaftli­
cher Konflikte. 
In diesen Verteilungskonflikten kommen eine allgemeine Logik aller kapi­
talistischen Ökonomien wie auch einige besondere Merkmale zum Aus­
druck, die mit der Existenz riesiger Auslandsschulden zusammenhängen. 
Unter solchen Umständen bieten sich eine Reihe verschiedener strategi-

4 Vgl. AH und Chrystal (1983) für eine Dlskw;sion der »crwartungsvcrstiirktcn Phi!!ips­
Kurvc«. 
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scher Interaktionsmustcr an. In der gegenwärtigen politischen Machtkonfi­
guration werden Regierungen, die versuchen, ein Stabilitätsprogramm im 
Kontext von Rezession und stagnierendem Wachstum durchzusetzen, fast 
unausweichlich mit einer Nullsummen-Situation konfrontiert sein, die der 
organisierten Arbeiterschaft, Sektoren der Miuelklasse und schwächeren 
industriellen und Handelsinteressen unweigerlich Einkommensverluste 
aufzwingen wird. Hinzu kommt, daß Regierungen bei hoher Neuoabwan­
derung von Kapital nicht nur mit den normalen Verteilungskämpfen, die 
mit intersektoralen Einkommenstransfers durch hohe Inflation verbunden 
sind, zu Rande kommen müssen, sondern gleichzeitig auch mit den Kon­
flikten und Frustrationen, die von einer Wachstumskurve herrühren, die 
weit unter der potentiellen Akkumulationsrate der Wirtschaft bleibt. Unter 
diesen Bedingungen kann sich ein Nettoverlust an kollektivem Reichtum 
einer Gesellschaft einstellen. Wenn sich diese allgemeine Logik mit den 
spezifischen Bedingungen in den meisten lateinamerikanischen Ländern 
verknüpft, werden die sozialen und politischen Kosten der Stabilisierung 
und strukturellen Anpassung an eine demokratische Regierungsform expo­
nentiell steigen. 
Obwohl eine ökonomische Erholung und geringere Inflationsraten theore­
tisch »öffentliche Güter« und daher vermutlich im Interesse aller gesell­
schaftlichen Sektoren sind, stellen Stabilisierungs- und Anpassungspolili­
ken dennoch schwierige kollektive Handlungsprobleme dar. Aufgrund der 
komplexen, zeitverschobenen Abgleichprozesse von Gewinnen und Verlu­
sten werden alle Akteure versuchen, die Kosten der Austerität und Restruk­
turierung auf andere abzuwälzen, Diese Versuche, anderen die Last aufzu­
halsen, führen zu scharfen Verteilungskonflikten und zu einem Muster der 
strategischen Interaktion zwischen Klassen und Sektoren, das stark an das 
»Gefangenendilemma« erinnerl. In diesem Spiel mit gemischten Motiven 
müssen sich die Teilnehmer entscheiden, ob sie in der Verfolgung gemein­
samer Interessen kooperieren oder einen maximalen einseitigen Vorteil an­
streben. Ein hohes Maß an Unsicherheit über die makroökonomische Poli­
tik, zusammen mit anhaltenden Zweifeln m1 der Stabilität des demokrati­
schen Regimes selbst prägen Gewinne und Verluste der wesentlichen Pro­
tagonisten - staatlicher Eliten, unternehmerischer Interessen und organi­
sierter Arbeiter - dergestalt, daß sie den Anreiz für jeden Akteur erhöhen, 
sich fürs »Ausscheren« oder die Nicht-Kooperation als dominante Strategie 
7~U entscheiden und zu versuchen, ihre Interessen unabhängig von den Stra­
tegien der jeweils anderen zu schützen. Obwohl einige Individuen oder 
spezifische Sektoren riesige Gewinne einfahren können, wenn alle kollekti­
ven Akteure sich absichtlich konfrontativ verhalten, laufen selbst kurzfri­
stige »Gewinner« Gefahr, zu langfristigen »Verlierern« zu werden. Vom 
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Standpunkt der Gesellschaft als Ganzer wird das wahrscheinliche Ergebnis 
daher suboptimal sein und zu höherer Inflation, geringerer Effizienz der In­
vcstioncn, zu stagnierendem Wachstum, größerer sozialer Ungleichheit 
und ziemlich sicher zu einer Eskalation politischer Konflikte führen. 5 

Natürlich mögen einige Individuen und spezifische Akteure beträchtliche 
Gewinne einstreichen, indem sie sich weigern, eine niedrigere Inflationsra­
te als »öffentliches Gut« zu betrachten. In Ländern, die unter endemischer 
Inflation leiden, hängen die Profite vieler Firmen in hohem Maße von fin­
anzieller Spekulation und nicht von der Produktion und Verwertung von 
Gütern und Dienstleistungen ab. Reiche Einzelsparer und f<'irrnen mit liqui­
den Mitteln haben mächtige Anreize, nicht zu kooperieren. Tatsächlich 
»spielen« viele der großen Unternehmen mit der Inflation, indem sie ihre 
Strategien und Produktionsstrukturen so wählen, daß sie Einnahmen, wie 
etwa die vorläufig einbehaltenen Umsatzsteuern (manchmal bis zu 60-70% 
des Endverkaufspreises für einige Waren, etwa bei Zigaretten) für kurzfri­
stige spekulative Investitionen auf Finanzmärkten einsetzen. Für solche 
Firmen könnte eine nil!drigere Inflation größere Verluste bedeuten. Von 
rhetorischen Bekenntnissen zur liberalen Wirtschaftsform abgesehen über­
rascht es daher nicht, daß einige Firmen und grupos econ6micos ein »ratio­
nales« Interesse daran haben könnten, sich aktiv einer Politik zu widerset­
zen, die monetäre Stabilität verheißt. 
Die Rationalität von Akteuren unter Bedingungen, die durch ein hohes 
Maß an Verteilungskonflikten geprägt sind, unterstreicht die zentrale Be­
deutung von Unsicherheit in konkurrenzdcmokratischen Systemen. 
»Der Prozeß des Aullxrns einer Demokratie besteh! in der Institutionalisierung von Ungewiß­
heit, der alle Interessen unterworfen werden. In einem autoritären Regime haben einige Grup­
pen, normalerweise die Streitkräfte., die Fähigkeit zu intervenieren, wann immer das Ergebnis 
eines Konflikts ihrem Programm oücr ihren Interessen zuwiderläuft. ... In einer Demokratie ist 
keine Gruppe in der Lage einzug1·eifcn, wenn die Ergebnisse von Konilikten die aus ihrer 
Sicht eigenen Interessen verletzten. Demokratie heißt, daß alle Gruppen ihre Interessen unter 
die Prfünisse der Ungewißheit slelkn müssen.« (Przewornki 1986, 58; 1988). 

Was ist aus dieser Einsicht für dje Frage der Konso]jdiernng neuer Demo­
kratien zu folgern? Eine erfolgreiche Konsolidierung wird weitgehend da­
von abhängen, ob die gew~hlten Politiker und Politikmacher in der Lage 
sind, die zersetzende Logik des Verteilungskampfs zu entschärfen und so-

5 Es ist erhellend, daß die spiel!heorctische Literatur jene Akteure als })Grünschnäbel« be­
zeiehnel, die angesichts des niehtkooperativen Verhal!ens anderer ihrerseits kooperative 
Strategien verfolgen. Theoretisch ist in aufeinanderfolgenden Gcfangenendilemma-Spie­
len mit einer kleinen Teilnehn1erzah! die beste Strategie ))tit-for-tat«, eine Strategie, (fie, 
wiedernm in der Theorie, zu so7,ialcm Lernen führen könnte, wenn Akteure entdecken, 
daß Kooperation bessere Ergebnisse bringt. Vgl. Lipnowski und Maitu! (1985). VgL a. die 
provokante /\nalyse des »Sehauens der Zukunft« in /\xclrod {1984) und die allgemeine 
Diskussion in Tsebelis (!990). 
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ziales Lernen (Kooperation durch aufeinanderfolgende Runden strategi­
scher Interaktion) zu fördern, indem sie Regeln und Prozeduren schaffen, 
die auf einem ausgehandelten Konsens beruhen, der durch starke und auto­
nome gesellschaftliche und polili.sche Institutionen gestützt wird. Neokor­
poratistische institutionelle Arrangements, die aus »gesellschaftlichen Pak­
ten« bestehen und traditionelle Mechanismen der Repräsentation (wie Par­
lamente und Parteien) ergänzen sollen, könnten von daher zu stärkerer Ko­
operation und Lastenteilung führen - den Voraussetzungen für eine erfolg­
reiche Stabilisierung unter einem demokratischen Regime. 6 Unglücklicher­
weise sind jedoch in Lateinamerika Versuche, »freiwillige~< Pakte zu 
schmieden, kläglich gescheitert. Weiterhin waren »hobbesianische Lösun­
gen~<, bei denen gewählte technokratische Eliten in demokratischen Regie­
rungen versuchen, ohne Verhandlungen mit kapitalistischen Interessen­
gruppen und den Gewerkschaften neue Spielregeln durchzusetzen (wobei 
formaldemokratische Prozeduren allerdings eingehalten wurden), bisher 
kaum erfolgreicher.7 »Abgestimmte« Regeln oder Prozeduren sind entwe­
der nicht geschaffen worden, oder aber die Spitzenorganisationen von Ka­
pital und Arbeit wurden durch mörderische Konflikte zerrissen und hatten 
nicht die Legitimität und die Ressourcen, um ihre Anhänger zu disziplinie­
ren, jedenfalls viel zu wenig, um der Gegenseite oder dem Staat verläßliche 
Gesprächspartner zu sein. Darüber hinaus wird die Ungewißheit, was den 
künftigen Austausch zwischen den »Partnern« des Pakts angeht, noch ver­
schärft durch die Krise des Staates und die Schwäche der nationalen Öko­
nomie gegenüber ausländischen Gläubigern und den Unwägbarkeiten der 
internationalen Märkte. In einem solchen Kontext werden öffentliche und 
private Akteure langfristige Verpflichtungen vermeiden und rational han­
deln, indem sie kurzfristige Vorteile maximieren. 8 

6 Die Literatur zum Neokorporatismus ist gut bekannt. Für eine Artikelauswahl vgl. 
Schmittcr und Lehmbruch (1979); Katzenstein (1985); Panitch (1977). Wie das empiri­
sche Material in Crcpaz (1992) zeigt, ist der KorporntisnlUs in Europa immer noch leben­
dig. 

7 Die Durchsetzung neuer Regeln bedeutet nicht automatisch eine Rückkehr 1,ur autoritiircn 
Politik. Im Kontext von Hyperinflation, Rezes:,ion, hoher Arhcitslosigkel! usw. werden 
viele Sektoren, manchmal auch die großen politischen Parteien, die im Parlament vertre­
ten sind, tatsächlich durchgreifende Maßnahmen einer »starken« Exekutive gutheißen. Zn 
))hobbeslanischen Lösungen« kollektiver Handlungsprobleme unter demokratischen Be­
dingungen vg!. Acuna ( 1992). 

8 Die relative Schwäche vieler Sch!üssele!emente korporatis!ischer Systeme (bi!a1era!cs 
Repriisen[ationsmonopol, stm-ke Disziplinierung der einfachen Mitglieder durch die Spit­
zenorganisationen usw.) triigt zur Erklärung der Vorherrschaft von Situationen bei, die 
dem »Gefangenendilemma« ähneln. Allerdings werden die Voraussetzungen einer strate­
gischen Kooperation zwischen Antagonisten wie Kapital und Arbeit durch die relativ un­
erforschte spieltheorctische Situation verdeutlicht, die als ))Kampf der Gesch!echten< be­
zeichnet wird. Vgl. Scharpf ( 199 J) Hir eine k]Hrende Diskussion. 
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Unabhängig von der verfolgten Strategie - sei es ein freiwilliger Pakt, seien 
es nicht ausgehandelte staatliche Maßnahmen - waren die mit der Abstim­
mung makroökonomischer Zusammenarbeit beauftragten staatlichen Insti­
tutionen bisher äußerst zurückhaltend, wenn es darum ging, für die Umset­
zung eines Pakts Teile ihrer Entscheidungsmacht an Unternehmens- oder 
Gewerkschaftsvertreter abzugeben. Absichten hin oder her, die meisten zi­
vilen Regierungen waren bisher nicht in der Lage, die erforderlichen Ver­
waltungskapa;,;itätcn zu mobfüsiercn, um Sanktümen gegen Regelverletzer 
durchzusetzen, die vereinbarte Preise, Löhne oder Investitionsziele nicht 
einhielten. Das Scheitern gesellschaftlicher Pakte und die Unfiihigkeit poli­
tischer Parleien und parlamentarischer Mechanismen, gesellschaftliche Er­
fordernisse zu artikulieren und zu kanalisieren, haben die Konsolidierung 
eines demokratischen Klassenkompromisses verhindert. Letzlich führten 
diese Fehlschläge zu einem rückläufigen sozialen Lernprozeß hinsichtlich 
der negativen pay-ofj,S·, die von kooperativem Verhalten erwartet werden. 
Dadurch werden partikularistische Strategien ermutigt, die auf die Maxi­
mierung der Nominallöhne und Profite abzielen, und gegenläufige Anreize 
geschaffen, die zur Eskalation der Trittbrettfahrerkonkurrenz führen: Städt­
ische Kapitalisten, ländliche Produzenten, Gewerkschaften und die Mittel­
klassen versuchen allesamt, die Kosten der Stabilisierung und strukturellen 
Anpassung auf die jeweils anderen, auf nicht organisierte Gruppen oder auf 
den Staat abzuwälzen (Smith 1992), 
Dieses Muster strategischer Konflikte zwischen den bedeutendsten kollek­
tiven Akteuren macht eine zentrale Lebenstatsache in vielen neuen (und 
alten) Demokratien deutlich, die marktorientierte Reformen durchführen: 
die Stärkung des privaten Kapitals (das beträchtliche Vetomacht über die 
makroökonomische Politik innehat) und die korrespondierencle Schwä­
chung der staatlichen Fähigkeit, die Wirtschaft zu regulieren bzw. in Klas­
sen- und sektoralen Konflikten zu venniHeln.9 Die privilegierte Position 
des Kapitals wird verdeutlicht durch den vom Ambito Financiero ( eine 
führende Finanzzeitung aus Buenos Aires) so genannten »M'1rktputsch«, 
eine neue Form der politischen Destabilisierung, die häufig zu durchgrei­
fenden Umbesetzungen im wirtschaftlichen Expertenstab der Regierung 
führt und/ oder größere Strategieverlagerungen im Sinne der Unterneh­
mensforderungen erzwingt. Marktputsche werden normalerweise 

»durch Spekulanten verursacht, ... weil sie die ersten sind, die bemerken, <laß [I)cvisen-] Re­
serven verloren gehen, daß in exzessivem Ausmaß ungedecktes Papiergeld gedruckt wird, daß 

9 Vgl. Frieden (1991) für eine anregende Erkliirung der Rolle verschiedener Typen ökono­
mischer Ausstattungen und verschiedener Ebenen des Klassenkampfs bei der Formung 
von unternehmerischen Strategien und der staatlichen Politik der Stabilisierung und struk­
turellen Anpassung. 
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mehr Staatsbedienstete eingestellt werden, die feststellen, ob es Korruption gibt oder nicht, ob 
die Staatsausgaben reduziert werden oder nicht. Der Vorteil dieses Mit!els, Veränderungen der 
staatlichen Politik oder des winschaftlichen Expertenstabs zu erzwingen, ist, daß ein 'Markt­
putsch' demokratisch isl und ohne Militär auskommt« (Ambito Fi11m1ciero 1989). 

3. Pfade der neoliberalen Restrukturierung 

Grob gesagt ist genau dies in Argentinien und Brasilien geschehen. Die 
Bemühungen ziviler Regierungen unter Ralll Alfonsfn (1983-89) und JosC 
Sarney ( 1985-90) um eine neokorporatistische Abstimmung der heterodox 
geprägten makroökonornischen Politik mit staatlichen Eliten, Unterneh­
mensinteressen und Gewerkschaften sind kläglich gescheitert. Alfonsfn wie 
Sarney verfolgten Strategien, die rhetorisch und symbolisch einem »frei­
willigen« Bündnis mit Kapital und Arbeit verpflichtet waren. In Wirklich­
keit allerdings war die Umsetzung der Pläne von Austral und Cruzado zur 
Bekämpfung der Inflation mittels einer heterodoxen Politik näher an der 
»hobbesicmischcn Lösung« staatlich durchgesetzter Regeln und makroöko­
nomischcr Politik, ohne Verhandlungen mit Kapital oder Arbeit (Smith 
1989b; Acuna 1989, 1992). Im Hinblick auf das niedrige Niveau der politi­
schen Institutionalisierung standen das Pm'leiensystem und parlamentari­
sche Mechanismen der Interessensartikulation und -aggregation unter star­
kem Druck, das politische Vakuum auszufüllen. Dieses institutionelle 
Scheitern ebnete in beiden Ländern den Weg für den Einsatz orthodoxer 
wirtschaftlicher Maßnahmen, deren soziale und politische Konsequenzen 
zu den ernsten Problemen der demokratische Regierungsfähigkeit beitru­
gen (Smith 1990; Sola 1989). 
Carlos Menern trat die argentinische Präsidentschaft 1989 bei einer galop­
pierenden Inflationsrate von monatlich 200% an. Menem forderte seine 
Mitbürger auf, sich auf eine »strenge, kostcnträchtige und tiefgreifende 
Anpassung« vorzubereiten, die eine »große Operation ohne Betäubung« er­
fordere. Zunächst kam es zu einer neuen Runde der Hypcrinflation, dann 
zur »Hyperrezcssion«, der eine prekäre Geldstabilitäl mit einer recht 
bescheidenen Wiederbelebung bestimmter Wirtschaftssektoren folgte. In 
der Konsequenz wurden durch eine regressive Einkommensumverteilung 
und eine Senkung des Lebensstandards für die Mehrheit der Bevölkerung 
die oberen Einkommensschichten bereichert, wührend eine wachsende 
Konzentration der Kontrolle über die Produktionsmittel lokalen grupos 
ecom5micos und ihren transnationalen Partnern zugutekamen. Trotz der ho­
hen sozialen Kosten stärkte der Sieg über die Hyperinflation kurzfristig die 
Popularität Menerns und der peronistischen Partei (Smith l 992). 
In Brasilien folgte dem hyperinflationfü'en Debakel am Ende der Amtsperi­
ode Sarneys der autokratische Politikstil der Regierung von Fernando 
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Collor de Mello, die häufig die verfassungsrechtlich dubiosen sogenannten 
»provisorischen Maßnahmen« mißbrauchte. Die Regierung Collor hatte 
keinen Erfolg bei der Stabilisierung, während die Privatisienmgsbernühun­
gen und die Handelsliberalisierung aufgrund der Opposition gewisser Ge­
schäftsinteressen, bürokratischer Inkompetenz und angeblicher Amtskor­
ruption seitens des Präsidenten und seiner Gefolgschaft behindert wurden. 
Das Scheitern der als Collor I und Collor II bekannten Wirtschaftspläne, 
das mit dem Wiederanstieg der Inflation auf monatliche Raten von 20% 
und mehr offensichtlich war, führte zum krassen Verlust der ursprüngli­
chen Popularität der Regierung (Crabtree 1991). In der Folge stieg der 
Druck seitens der Bevölkerung, die Verrassung von 1988 durch ein natio­
nales Plebiszit zu reformieren, in der Hoffnung, daß der Übergang zu ei­
nem parlamentarischen Regime zu größerer politischer Stabilität und Ko­
härenz der makroökonomischen Politik führen werde. 
Der Pfad in Richtung Neoliberalismus verlief in anderen Ländern etwas an­
ders. In Chile wurde der Neoliberalismus mit Waffengewalt unter der Dik­
tatur Pinochets durchgesetzt (Silva 1992). Allerdings verdeutlichen die rna~ 
kroökonomiscben und sektoralen Politiken des christdemokratischcn Präsi­
denten Patricio Alwyn, daß die verführerische (und zwingende) Macht des 
neoliberalen Denkens in der nachautoritären Periode weiterbesteht, selbst 
in einer Koalitionsregierung, in der Mitte-Links-Kräfte vertreten sind (Ver­
gara 1992). Stetiges ökonomisches Wachstum, eine niedrige InrJation und 
die starke Unterstützung der Regierung Alwyn bei den Wahlen zeichnen 
Chile als Musterbeispiel demokratischer Herrschaft mit liberaler Wirt­
schaftspolitik aus. In Mexiko hat die Regierung Carlos Salinas de Gotari 
von der Partei der institutionellen Revolution (PRI) bedeutende Wirt­
schaftsrefonnen mittels staatlich arrangierter »Solidaritätsblinclisse« durch­
geführt, wobei der größte Teil der Kosten von den Arbeitern, Bauern und 
Sektoren der Mittelklasse getragen wird. Die grundlegenden Prioritäten 
dieser eher staatskorporatistischcn Variante der Politikabstimmung sind die 
Erlangung eines neuen und dauerhafteren makroökonomischen Gleichge­
wichts sowie Neuverhandlungen über die Außenschulden, wobei die Priva­
tisierung von Staatsunternehmen und die Förderung ausländischer Investi­
tionen ebenfalls mit Kräften verfolgt werden. Das Herzstück der mexikani­
schen Politik der Finanz- und Handelsliberalisierung ist das vorgeschlage­
ne »Nordamerikanische Freihandelsabkommen« mit den Vereinigten Staa­
ten ond Kanada. Eine bescheidene ökonomische Wiederbelebung und dra­
stisch reduzierte Inflationsraten wurden erreicht, dies jedoch um den Preis 
schärfer werdender ldassenförmiger und regionaler DispariUiten. Sicherlich 
ist die Regierbarkcit wieder hergestellt, aber die Auswirkungen der ncoli­
beralen Reformen auf die politische Liberalisierung und schließliche De-
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mokratisierung des hochflexiblen und anpassungsfähigen mexikanischen 
Autoritarismus sind bestenfalls zwiespältig (Hcredia 1992; Haber 1992). 
Der Einzug neoliberalcr Politik in Venezuela kommt von unvermuteter 
Seite, nfünlich infolge der Wiederwahl des einst ausgabefreudigen Präsi­
denten Carlos AndrCs PCn.~z von der sozialdemokratischen Acdon Demo­
crätica. Unter Druck seitens der US-Regierung und den internationalen 
Gläubigern Venezuelas, führte die Regierung PCrez eine Reihe marktorien­
tierter Reformen durch, die zur Wiederherstellung eines raschen Wirt­
schaftswachstums führten (9,2% im Jahr 1991), aber auch zu verbreiteter 
Korruption und versclüirften sozialen Ungleichheiten beitrugen. Die wach­
senden politischen Spannungen brachen schließlich 1992 im Versuch eines 
Miliüirputschcs mit rechtspopulistischen Untertönen auf. Obwohl er 
schnell niedergeschlagen wurde, sind der Putsch und der zun~l11nende 
Druck seitens der Bevölkerung, die Wirtschaftreformen aufzugeben, symp­
tomatisch für die potentielle Verheerung selbst lange Zeit institutionalisier­
ter politischer Systeme durch die neoliberale Politik; tatsächlich erinnern 
die Ereignisse in Venezuela dramatisch an die Gefahren einer »Dekonsoli­
dierung« der Demokratie (IRELA 1992). 
Die Umsetzung neoliberalcr Politik in den Zentralanden kam in Bolivien 
unter Vfctor Paz Estenssoro (1985-88) und seinem Nachfolger, Jaime Paz 
Zamora, rasch voran, während es mit marktorientierten Reformen in Ecua­
dor unter Lc6n Fcbrcs Cordcro (1984-88) und Rodrigo Borja (1988-92) 
etwas gemächlicher ging. Allerdings könnte die Wahl von Sixto Duri:ln 
BellCn ün Juli 1992, einem den Unternehmern nahestehenden Konservati­
ven, neue Bemühungen um rasche ökonomische Liberalisierung signalisie­
ren. In Peru wurden erste Schritte in Richtung Marktreformen ·unter Fern~ 
ando Belallnde Terry (1980-85) durch die heterodoxe Administration von 
Alain Garcfa (1985-90) unterbrochen, allerdings nur, um mit neuem Elan 
in der Form des »Fujischocks« von Alberto Fujimori nach dessen überra­
schendem Wahlsieg von 1990 wiederaufgenommen zu werden (Conaghan, 
Malloy ond Aubgattas 1990; Pastor und Wise 1992). 
Die vielfältigen Spannungen zwischen demokratischer Regierung und ra­
dikalem Neoliberalismus kulminierten im April 1992 in einer Krise, als 
Fujimori die Verfassung außer Kraft setzte und das Parlament und die 
Rechtsprechung lahmlegte. Obwohl die Kämpfe gegen den Drogenhandel 
und den Sendero Luminoso mehr öffentliche Aufmerksamkeit gefunden 
haben, trat ein wesentliches Motiv des vom MiliHir unterstützten Putsches 
in Fujimoris frontalen Angriffen auf den Kongreß und die Oppositionspar­
teien und damit auf die Demokratie selbst zutage, welche er beschuldigte, 
die radikalen ökonomischen Reformen der Exekutive zu blockieren. Der 
zivil-militärische Coup in Peru ist nur ein extremes Beispiel für einen be-
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unruhigenden Trend in den Zentralanden zur »starken Präsidentschafl« mit 
unmißverständlich autoritären Untertönen (Conaghan 1992). Tatsächlich 
wurde vermerkt, daß die Affinität von autokratischem Politikstil und dem 
»Konsens von Washington« über marktorientierte Reformen »dazu führt, 
die repräsentativen Institutionen zu untergraben, die Politik zu per­
sonalisieren und ein Klima zu erzeugen, in der Politik auf Vorgaben redu­
ziert wird, auf das Verlangen nach deren Einlösung. Selbst wenn ncolibe­
rale Reformpakete ökonomisch in Ordnung sind, führen sie häufig zu einer 
Voodoo-Politik« (Bresser Pereira, Maravall und Przeworski 1992). 

4. Neoliberalismus, Privatisierung des Staates und »Eliiisierung der 
Politik« 

Obwohl der neoliberalen Restrukturierung unbestreitbar eine gewisse Lo­
gik eignet und sie gewiß durch die »Weltordnung nach dem Kalten Krieg« 
und die gegenwärtigen Transformationen der Weltwirtschaft begünstigt 
wird, bleiben die sozialen Folgen und die politischen Implikationen dieser 
Projekte höchst kontrovers (Vacs 1992). 
Die in den vergangenen Jahren zu verzeichnende drastische Erosion der 
Fähigkeit lateinamerikanischer Staaten, die inneren Kosten der zunehmend 
prekären Eingliederung ihrer Ökonomien in das sich rasch wandelnde in­
ternationale wirtschaftliche Umfeld zu dämpfen, ist für die Erklärung der 
offenbar unerschöpflichen Dynamik neoliberaler Reformen absolut zentral. 
Dies heißt allerdings nicht, daß »interne« Faktoren keine Rolle spielen. Die 
innenpolitische Durchsetzbarkeit von marktorientierten Reformen wird in 
hohem Maße von folgenden Faktoren abhängen: (1) von der sich ändern­
den Machtbalance in den Beziehungen von Staat und herrschenden ökono­
mischen Gruppen innerhalb der Unternehmerklasse und (2) von der Fähig­
keit der Mittelklassekonsumenten, der Gewerkschaften und der Basisbewe­
gungen, zusammen mit den schwächeren Fraktionen des städtischen und 
ländlichen Kapitals, die Übernahme der riesigen sozialen Kosten zu ver­
weigern, die durch die permanente Schrumpfung des Staates und den Ver­
such entstehen, uneingeschränkt konkurrenzfähig in die Weltwirtschaft ein­
zutreten. 
Betrachtet man das Verhältnis von Staat und gesellschaftlicher Macht, 
stößt man auf einen schlagenden Widerspruch. Einerseits verlangen neoli~ 
berale Rezepte die Eindämmung des Staates und eine Schwächung der 
staatlichen Mechanismen makroökonomischer Regulation; andererseits 
muß der Staatsapparat (obwohl er personell neu besetzt ist und die zentra­
len Politiknetzwerke an kapitalistische Interessen geknüpft sind) zusätzli­
che Aufgaben (für die es wenig gesellschaftliche Legitimation gibt) zur 
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Stützung des marktgetriebenen Akkumulationsmodells übernehmen. Tat­
sächlich könnte eine größere wirtschaftliche Autonomie durchaus nicht we­
niger, sondern mehr Autonomie gegenüber den unmittelbaren Forderungen 
spezifischer unternehmerischer Interessengruppen erfordern, obwohl diese 
erweiterte Autonomie, um wirksam zu werden, in ausgedehnte öffentliche 
und private Politiknetzwerke »eingebettet« sein muß. Desgleichen könnte 
eine strengere Orthodoxie nicht auf weniger, sondern auf mehr staatliche 
Koordination und Führung des privaten Sektors hinauslaufen, sowie auf 
eine wirksamere administrative Macht, die in den Händen von staatlichen 
Managern und technokratischen Eliten konzentriert ist. JO Kurz, trotz der 
Vorherrschaft antistaatlicher Rhetorik muß der Staat in dieser Periode 
schneller Transformationen unweigerlich eine stärkere Rolle spielen. Wird 
der Staat aber, sobald ein neues »Gleichgewicht« erreicht ist, stärker oder 
schwächer sein als vor der neoliberalen Revolution? Vermutlich wird er 
sowohl stiirker als auch schwächer sein, je nach der spezifischen Pro­
blematik, um die es geht. Z.B. wird der entstehende neoliberale Staat si­
cherlich viele seiner traditionellen »unternehmerischen« Funktionen über 
Bord werfen, die mit dem unmittelbaren Eigentum an produktiven Unter­
nehmen verbunden sind; in diesem Sinne wird der Staat »schwächer« sein. 
Umgekehrt, wenn die gewählten Politiker und ihre technokratischen Ver­
bündeten es vermeiden wollen, die Übergangskrise mit den entsprechenden 
sozialen und politischen Kosten ins Unabsehbare zu verlängern, muß sich 
ein neuer Modus staatlicher Regulation herausbilden, in der die staatlichen 
Autoritäten über eine größere Macht und Kompetenz verfügen, die Funk­
tion des Marktes zu überwachen, die technische Modernisierung zu fördern 
und kompensatorische Sozialpolitik umzusetzen. 
Worin bestehen, über die Frage der Stärke und Fähigkeiten des Staates hin­
aus, die politischen Erfordernisse erfolgreicher neoliberaler Reformen? Un­
abhängig von den Besonderheiten der Wahlsysteme und institutionellen 
F'ormen (Präsidial- vs. Parlamentsdemokratie) 11 ist klar, daß die Koexi­
stenz von neoliberaler Restrukturierung und demokratischen Verfahren zu­
mindest erfordert, daß die Exekutive eine verUißliche Mehrheit im Parla-

J(} Die ostasiatischen }>Tiger~, sind interessante Beispiele stark intcrvcntionislischcr aber 
)>marktfrcundlichcr« Staaten. Vgl. Evans (1992) und Doner {1992). 

1 ! Politökonomische Analysen mißachten hiiufig die Dcbatle über die relaliven Vorteile und 
Nachteile priisidia!er gegenüber parlamentarischen Regimes. Die Regimefrnge isl jedoch 
potentiell von Bedeutung, weil verschiedene institutionelle Arrangements sich in ihrer 
Piihigkeit betriicht!ich rniterschcidcn können, kontraproduktive Anzreiznmster zu be­
kfünpfcn und politische Strategien gegen den Widers!and mächtiger ökonomischer Inter~ 
essen durchzusetzen. Vgl. Linz und Valenzucla (!992) für eine instilutionalislische Per­
spektive, die die Überlegenheit des Parlamentarismus für d)c Krisenbewfütigung in La­
teinamerika verteidigt. 
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ment für ihre Reformvorhaben irgendwie gewinnen und dann halten muß. 
Was bedeuten neoliberale Projekte, selbst wo dies möglich war, für die 
demokratische Verantwortung von Entscheidungen und institutionelle 
»checks-and-balances«? Und inwiefern führen sie zur Neubestimmung 
fundamentaler Beziehungen zwischen Staat und Markt? Grob verallgemei­
nert gesagt beschleunigen neoliberale Projekte - ob erfolgreich oder nicht -
drei Tendenzen: ( I) die fortschreitende Unterordnung staatlicher Politiken 
unter die I..,ogik von Marktkriterien; (2) eine durchgängige »Privatisierung« 
staatlicher Macht durch die Erosion der Autonomie gewählter Politiker und 
ihrer Parteien; und (3) die Verstärkung der strukturellen Macht der führen­
den Sektoren der Unternehmerklasse. 
Natürlich begrüßen die dominierenden Spieler im privaten Sektor den Ein­
satz marktorientierter Strategien und die Vorherrschaft einer Exekutive, die 
gegenüber der parlamentarischen Kontrollinstanz nicht rechenschafts­
pflichtig und von der Logik der Wahlkonkurrenz befreit ist. Heißt dies, daß 
die unternehmerischen Interessen sich wohlwollend auf die offiziellen 
Pläne für eine Stärkung der Weubewerbsfähigkeit nach außen einlassen 
werden? Nicht unbedingt. In den erfolgreicheren Fällen der Staats- und 
Marktreform, z.B. in Mexiko und Chile, haben einige Kapitalisten positiv 
auf' die Wirtschaftsreform reagiert, indem sie die Investitionen erhöhten 
und Fluchtkapital wieder ins Land brachten. Werden sie jedoch in eine Si­
tuation gebracht, in der sie keine eindeutigen Wettbewerbsvorteile zu er­
warten haben, dann werben mexikanische und chilenische Unternehmer 
weiterhin für staatliche Subventionen, Zollschranken usw. Dies heißt, daß 
Unternehmer so lange auf der Seite des Freihandels sind, bis ihre lnleres•• 
sen eine andere Sprache sprechen. Darüber hinaus verdeutlicht die argenti­
nische Erfahrung die sehr reale Möglichkeit, daß selbst jene industriellen 
Kapitalisten, die sich eine Nische in den Weltmärkten erobern können, äus­
serst ungern ihre Erwartungen und Verhaltensweisen ändern (Acuna 1991). 
Tatsächlich haben die herrschenden industriellen, finanziellen und Agrar­
produkte exportierenden Sektoren der Unternehmerklasse in der gesamten 
Region beharrlich ihre privilegierte Position und größere strukturelle 
Macht eingesetzt, indem sie verlangten, die anti.staatliche Rhetorik sofo1t 
durch konkrete Taten einzulösen. Das betraf insbesondere folgende Punkte: 
(1) die Reduktion des Haushaltsdefizits; (2) das Ende der Preiskontrollen; 
(3) die Einführung eines günstigen Wechselkursregimes; und (4) einen här­
teren Umgang mit den Gewerkschaften. In der Tat bezeichnet der ideolo­
gische Diskurs der dynamischsten Elemente der haute bourgeoisie unwei­
gerlich staatliche Intervention und Management der Ökonomie als ein 
Übel, das rücksichtslos ausgelöscht werden muß. Dennoch ist es ein 
Axiom, daß spezifische 1-'irmen und Repräsentanten eben dieser Sektoren 
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(besonders jene, die in der besten Position sind, um die Gewinne aus finan-­
ziellen Spekulationen einzustreichen oder die von staatlicher Begünstigung 
abhängig sind, was fiskalische Anreize und Großzügigkeit bei der Vergabe 
lukrativer Staatsaufträge angeht) ihre eigenen Forderungen nach staatlicher 
Unterstützung als vollkommen gerechtfertigt, ja als die Verkörperung wirl­
schaftlieher Rationalität selbst darstellen. Staatliche Interventionen zugun­
sten von Verbrauchern, Lohnabhängigen, Armen oder selbst »weniger effi­
zienten« Unternehmensinteressen werden dagegen als »Subvenlionsver­
schwendungen« venuteilt, die sofort einzustellen seien. Das internationale 
Umfeld, darunter die Pressionen seitens IWF, GATT und Regierungen ent­
wickelter Uinder, legitimieren diesen inzwischen hegemonialen Diskurs 
noch mehr und bewirken eine Verstärkung des antistaatlichen Impulses der 
gegenwärtig betriebenen Reformen. 
In langfristiger Perspektive können mehrere alternative Szenarien ins Auge 
gefaßt werden. 1Unter der Annahme, daß die Schuldenkrise weiterhin an 
Schärfe verliert und daß die Märkte der fortgeschrittenen kapitalistischen 
Ökonomien grundsätzlich offen bleiben für die lateinamerikanischen Indu­
strie-, Mineral- und Primärprodukte, könnte ein Szenario mit »erfolgrei­
chen« Reformen des Staatsapparats, einer Deregulierung der Wirtschaft 
bzw. einer Liberalisierung des finanziellen und kommerziellen Sektors zu 
einem makroökonornischen Gleichgewicht führen, das privaten Investitio­
nen und einem nachhaltigen Wirlschaftswachstum förderlich würe. Nach 
einer Zeit der »Opfer«, die den Beschäftigten und der einfachen Bevölke­
rung durch den Staat und die herrschenden Unternehmenssektoren während 
des Anpassungsprozesses auferlegt wurden, könnten die sozialen Bedürf'­
nissc durch eine kompensatorische Politik allmählich in Angriff genommen 
werden. Einhergehend könnte die Vertiefung der marktorientierten Refor­
men nach und nach die traditionellen gesellschaftlichen Spaltungen verän­
dern und zu einem erneuerten Parteiensystem führen, das veränderte gesell­
schaftliche und ökonomische Konstellationen widerspiegelt. Möglich ist, 
daß eine Entpolitisierung der Debatten um die Grundzüge der Politik, zu­
sammen mit der Konkurrenz um Wählerstimmen innerhalb der institutio­
nellen Grenzen der entstehenden neoliheralcn Ordnung, zur Stabilität und 
Legitimität demokratischer Politik beitragen werden. 

12 Die folgende schematische Diskussion verdankt vieles den laufenden Auseinandersetzun­
gen mit Carlos Acnna vom Cemm de Estudios de Esrado y Sociedad. Wir bereiten gegcn­
wiirlig eine theoretische Arbeit über ncolibera!c Restrukturierung und alternative Szcna„ 
rien für das Buch zu der Konferenz über >)Demokratie, Miirkle und strukturelle Reformen 
in Lateinamerika«, die jüngst in Buenos Aires staHgefunden hat und von uns ausgerich!et 
wurde, vor. 
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Das Scheitern der marktorientierten Reformen könnte dagegen zu einem 
eher »katastrophischen« Szenario der Staatsschrumpfung führen, das die 
Fähigkeit des staatlichen Sektors, die zentrale Infrastruktur aufrechtzucr~ 
halten und die Mindestbedürfnisse der Armen und der nwrginalen Sektoren 
zu decken, ernsthaft beeinträchtigt. Gleichermaßen könnte die Einschrän­
kung der staatlichen Fähigkeit, das privatwirtschaftlicht Verhalten zu re­
gulieren, die Entwicklung hochkonzentrierter Märkte und finanzieller Spe­
kulation begünstigen, während es gleichzeitig nur zu langsamem und spo­
radh1chem Wachstum kommt. Dies wiederum würde zum fortschreitenden 
Zerfall gescl!schafllicher Netzwerke und zur Erosion kollektiver Identitä­
ten und politischer Solidaritäten führen. Obwohl jene irgendwann in einem 
Prozeß der Verbürgcrlichung entstehen könnten, ist es auch möglich, daß 
der Ausschluß von Arbeitern und Angestellten vom formellen Arbeits­
markt zu tieferer Anomie und zum massenhaften Rückzug der Bürger aus 
der Wahlarena wie auch aus der Politik konventioneller Interessengruppen 
führen könnte.13 Wachsendes soziales Chaos in den riesigen verarmten 
Städten der Region - eine Art »niedrigintensivcr«-Bürgerkrieg - könnte so­
wohl religiöse wie säkulare soziale Heilsbewegungen hervortreiben und zu 
gesellschaftlichen Eruptionen und systemfcindlichen Bewegungen führen. 
Unter diesen Umständen könnte die Neigung zu demokratischen Verfahren 
auf Seiten der Streitkräfte und der Unternehmer in Frage gestellt werden. 
Obwohl unwahrscheinlich, können künftige Putschversuche wie in Vene­
zuela oder autogolpes wie in Peru nicht völlig ausgeschlossen werden. 14 

Selbst unter demokratischen Regierungen könnte allerdings ein Anwachsen 
von offizieller und »privater« Gewalt und Repression (über das erschrek­
kende Niveau hinaus, das in vielen Liindern schon als »normal« gilt) ein 
integraler Bestandteil des Alltagslebens großer Teile der Bevölkerung in 
der neuentstehenden ncoliberalen Ordnung werden. 
Man kann sich natürlich qualitativ cigensfändigc Szenarien vorstellen, etwa 
die Herausbildung neuer, noch in den Anfängen steckender historischer 
Konfigurationen, in denen soziale Bewegungen und eine wiedererstarkte 
demokratische Linke noch einmal die Banner der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Gerechtigkeit hissen und versuchen, die Logik der Demo­
kratie über das Terrain politischer Wahl hinaus zu erweitern. Allerdings 
scheinen solche Überlegungen in der gegenwärtigen historischen Situation, 

!3 Vgl. Zermeno (!99)) fiir eine anregende Untersuchung dieser Fragen anhand des mexikn­
nischen Falles. 

14 Die F!exibi!i!iit und Hartniickigkeit demokratischer Regierungen im Umgang mit ökono­
miochcn Krisen ist häufig, untcrschfü:t,\ worden. Fi.ir eine Ncrn~.inschfünmg vgl. Remmer 
(1990, 1991). Vgl. die Diskussionen :t.um slrnlcgischen Eigeninteresse an demokratischer 
Stabilitiit auf Seiten des Mi!itiirs und der Unternehmer in Acuna und Smulovil7. (l 991 ). 
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unter der Hegemonie des »stummen Zwangs der Marktkräfte« utopisch. 15 

Weniger radikale Alternativen mögen vorstellbar sein, darunter etwa ein 
Szenario, in dem eine Mitte-Links-Regierung mit Unterstützung der Ge­
werkschaften versuchen könnte, marktorientierte strukturelle Reformen 
durchzuführen. Der Erfolg dieser »sozialdemokratischen« Alternative be­
ruht auf der Verwirklichung von drei zentralen Forderungen. 
»Erstens muß die Sm.ialpolitik ausgearbeitet sein und eingesetzt werden, sobald milder Stabi­
lisierungs- oder Libernlisic.rungspo!itik begonnen wird. Zweitens muß das gesamte Refonnpa­
kel effizient sein in dem Sinne, daß es die sozialen Kosten minimiert, und es muß auf das Ziel 
einer Neubelebung des Wachstums zugcschni!lcn sein. Schließlich sollten Reformprogramme. 
im politischen Wechselspiel repräsentativer Organisationen innerhalb des Rnhmens repriisc.n­
tativer Institutionen formuliert und durchgesetzt werden. . Soll die Demokratie konsolidierl 
werden, d.h. sollen alle politischen Kriifle lernen, ihre Forderungen und Konflikte innerhalb 
des Rahmens demokratischer Institutionen zu kanalisieren und zu organisieren, müssen diese 
Institutionen eine wirkliche Rolle in der Ausarbeitung und Umsetzung politischer Stralc.gic.n 
spielen, die ihre Lebensbedingungen beeinflussen.« (Bresser Perc.ira, Maravall und Przeworski 
1992) 16 

Spanien unter der pragmatischen Führung von Felipe Gonzalez und der So­
zialistischen Partei ist ein Beispiel für die Möglichkeiten dieses Szenarios. 
Es gibt allerdings beträchtliche Zweifel, ob die Konstellation von Faktoren, 
die den Übergang in Spanien ermöglicht hat, im heutigen Lateinamerika zu 
finden ist. l 7 

Auf einer eher entmutigenden, vielleicht jedoch realistischeren Ebene Wßt 
der Großteil der zugegebenermaßen skizzenhaften Analyse vermuten, daß 
die strukturellen Reformen, die durch die Zivilregierungen der Nachüber­
gangsperiode eingeleitet wurden, die Durchsetzung eines exklusiven Akku­
mulationsmodells und die Ersetzung der inzwischen bankrotten »staatszen­
trierten Matrix« durch eine neue »marktzentrierte Matrix« beschleunigt ha­
ben. Marktorientierte Reformen haben schon jetzt zu tiefgreifenden und 
wahrscheinlich irreversiblen Transformationen des Staates, der »civil so­
ciety« und der politischen Ökonomie geführt. Während diese Transfonna­
tionen zwar schließlich zur Herausbildung einer effizienteren und dynami­
scheren Wirtschaft führen mögen, werden sie vermutlich die Bildung eines 

15 Zur gegenwiirtigcn Lage der lateinamerikanischen Linken vgl. Cavarozzi (1991 ); Casta­
ncda ( 1992); NACLA ( 1992). 

l 6 Vgl. CEPAL ( l 990, l 992) für umfangreiche Bemühungen, eine alternative Entwicklungs­
s!rntegie auszuarbcilen, bei der Gleichheit ein Primiirzicl darslellt, zusfü;,.lich zur orthodo­
xen Fixierung auf Anpassung, strukturellen Wandel lllld Konkurren,::fähigkeit nach außen. 
Vgl. auch Tcitel ( 1992) zu neueren Überlegungen führender latcinarncrikunischer Ükono" 
men zu alternativen En1wick\ungss!rategien. 

17 Wie bekannt, wurde der Übergang in Spanien 11ich1 nur durch den P(l('fo di Mm/1:loa er­
leichtert, der die Regierbmkeit wiihrcnd einer kritischen friilicn Phase der postfrnnquisti­
schc.n Periode sichc.rstellle, sondern mich durch die Rolle der Krone, die Auraktivitfü der 
wirtschaftlichen Intcgrntion in die Europiiische Gemeinschaft und die Möglichkeit geopo­
litischer und mili!Urischcr Kooperation rni! der NATO. 
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breiten demokratischen Klassenkompromisses verhindern, der auf extensi­
ver Koordination zwischen staatlichen Eliten, Unternehmern und Gewerk­
schaften beruhen würde. Dies heißt allerdings nichl, daß die von den neo­
liberalen Reformen hervorgebrachten Transformationen unvereinbar sind 
mit dem Überleben und schließlich vielleicht der Konsolidierung einer de­
mokratischen politischen Ordnung. Die Frage lautet, welcher Typus eines 
demokratischen Systems entstehen könnte. 
Die spezifischen institutionellen Merkmale und die gesellschaftlichen Fun­
damente der demokratischen Regimes nach dem Übergang im Lateinameri­
ka der 90er Jahre werden sich beträchtlich voneinander unterscheiden, und 
es wäre unsinnig, eine herrschende Tendenz oder die 1-Ierausbilclung eines 
typischen Musters vorauszusagen. 18 Wührend im Lauf der Zeit alle Länder 
durch die Erfordernisse marktorientierter Reformen verHndert werden, wird 
es immer nutzloser, sich eine gemeinsame Zukunft der lateinamerikani­
schen Gesellschaften vorzustellen. Tiefgreifende Veränderungen der ge­
sellschaftlichen und ökonomischen Strukturen sind Vorboten wachsender 
politischer Vielfalt. Tatsächlich sind verschiedene Uindcr inzwischen auf 
Wegen, die nacheinander - oder vielleicht gleichzeitig - nicht zu einem ein­
zigen, sondern zu mehreren Szenarios führen. Trotz dieser regionalen Viel­
falt zeigen die hier schematisch diskutierten politischen Strategien und Ent­
wicklungen - SWrkung der Marktmechanismen, Erosion der staatlichen Re­
gulationsfähigkeit und Kastration der politischen Parteien, sozialen Bev-,1e­
gungen und kollektiven Akteure (besonders jener, die die Interessen der 
unteren Klassen repräsentieren) - daß sich Lateinamerika unter dem außer­
ordentlichen Druck, wettbewerbsrnächtiger in die Weltwirtschaft einzu­
klinken, sich auf einen Entwicklungspfad begeben hat, der sich fundamen­
tal von bisher Bekanntem unterscheidet. Wenn diese Hypothese wenigstens 
amüihernd richtig ist, wird die neu entstehende politische Ordnung, obwohl 
liberal und demokratisch, zu Gesellschaften gehören, die stark elitistisch 
und sozial relativ regressiv sind. 
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